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TOP 5:

Entwurf einer Verordnung zur Änderung der Ernährungswirtschafts-
meldeverordnung
- Antrag des Landes Schleswig-Holstein -

Drucksache: 734/13

I. Zum Inhalt des Verordnungsantrags

Die Ernährungswirtschaftsmeldeverordnung (EWMV) vom 10. Oktober 2006
(BGBl. I S. 2214) sieht in § 3 Absatz 2 Satz 1 vor, Meldungen zu den Produkti-
onsbedingungen in den Betrieben der Ernährungswirtschaft alle vier Jahre, be-
ginnend mit dem Jahr 2007, abzugeben. Bereits im Dezember 2011 hatte der
Bundesrat einer zeitlichen Verschiebung der Meldungen gemäß EWMV auf das
Jahr 2015 zugestimmt (vgl. Artikel 1 der Verordnung vom 1. März 2012
(BGBl. I S. 413)).

Die zeitliche Verschiebung wurde für erforderlich gehalten, da die Ergebnisse
eines vom Bund (BMELV) in Auftrag gegebenen Forschungsvorhabens zu den
rechtlichen Grundlagen der Ernährungsnotfallvorsoge noch nicht vorlagen.
Nach wie vor stehen diese Ergebnisse aus. Sie werden erst zum März 2014 er-
wartet. Ergänzend kommt hinzu, dass der Bund (nunmehr das BMBF) ein wei-
teres Forschungsvorhaben zur Neuausrichtung der Ernährungsnotfallvorsorge in
Auftrag gegeben hat. Ergebnisse hierzu werden nicht vor März 2015 erwartet.
Aus diesen Gründen wird der Zeitpunkt für die Meldung der Erhebungsergeb-
nisse als verfrüht angesehen.

Der vom antragstellenden Land Schleswig-Holstein vorgelegte Verordnungs-
antrag sieht daher eine Änderung von § 3 Absatz 2 Satz 1 EWMV dahingehend
vor, dass die Meldungen gemäß EWMV erneut, und zwar auf das Jahr 2017,
verschoben werden sollen.

II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucherschutz empfiehlt dem
Bundesrat, die Vorlage für den Erlass einer Rechtsverordnung gemäß Artikel 80
Absatz 3 des Grundgesetzes der Bundesregierung zuzuleiten.
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Darüber hinaus empfiehlt der Ausschuss für Agrarpolitik und Verbraucher-
schutz dem Bundesrat, eine begleitende Entschließung zu fassen. Mit dieser
Entschließung soll die Bundesregierung gebeten werden zu prüfen, ob mit
einem Datentransfergesetz zu vorhandenen Informationen ein Impuls für eine
andere Lösung bei der Ernährungsnotfallvorsorge gesetzt werden kann.

Die Empfehlungen des Ausschusses sind aus Drucksache 734/1/13 ersicht-
lich.


